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12 Thesen

Mit Bezug auf Europa kommen wir 
so zurück an den Anfang der euro-
päischen Integrationsbewegung. Die 
Verfassung eines europäischen Bun-
desstaates war das Demokratiepro-
jekt der engagiertesten Europäerin-
nen und Europäer der 1940er Jahre.

1. „Zurück in die Zukunft“: Die Euro-
päische Verfassung war 1949/50 
das Gründungsprojekt der fort-
schrittlichsten Europäer:innen/
des Europarates. (Dezember 1951 
Protestrücktritt von Paul Spaak 
wegen fehlendem Verfassungs-
Willen im neuen Europarat.)

2 . H a n n a h  A r e n d t ,  1 9 4 5 :  
“Einen wirklichen Frieden wird es 
erst geben, wenn die Nationalstaa-
ten einen Teil ihrer ökonomischen 
und politischen Souveränität 

einer höheren, gesamteuropäi-
schen Autorität übertragen. Was 
für eine Union das ist, ein europä-
ischer Rat, eine Föderation oder 
Vereinigte Staaten von Europa, ist 
dann eine zweite Frage.“ 

(Brunkhorst, Das doppelte Gesicht 
Europas, 2014)

Die französische Regierung merkte 
gegen Ende der 1940er Jahre als 
erste, dass ein demokratisch verfass-
tes politisches Europa auch im Wes-
ten Europas keine Mehrheit finden 
kann. Zu stark waren die vor allem 
in Großbritannien und Skandinavien 
beheimateten „Souveränisten“, die 
nicht bereit waren, nationale Kompe-
tenzen an einen europäischen Bun-
desstaat abzutreten. So schlugen „die 
Franzosen“ mit der „Montanunion“ 
einen anderen Weg der europäischen 
Integration vor: Wirtschaftlich und 
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weniger politisch, gouvernemental 
und weniger bürgergetragen, auf 
einer Regierungsvertragsbasis und 
ohne Verfassung, elitär und weniger 
demokratisch.

3. Montanunion, EWG, „EG“, „Wäh-
rungsunion“: Der gemeinsame 
Europäische Markt wurde zur 
Ersatzutopie zur Rettung des 
Europäischen Integrationspro-
jektes: Wirtschaftlich statt poli-
tisch; exekutiv statt mit den 
Bürger:innen; rechtlich statt 
demokratisch; zentralistisch statt 
föderalistisch.

4. „‘Der Furor demokratischer Neu-
gründung, der im antifaschisti-
schen Europa angelegt war, wurde 
domestiziert‘ (Kolja Möller). Spä-
testens mit dem Vertrag von Rom 
wurde Europa, so Jacques Delors, 
zum sorgsam‚ von der öffentlichen 
Meinung ‚abgeschotteten‘ Eliten-
projekt“ (Brunkhorst, 2014).

5. Ein Vertrag hat eine ganz andere 
Qualität als eine (Bundes-)Ver-
fassung. Eine Verfassung ist 
eine Vereinbarung zwischen 
Bürger:innen und bedarf zu ihrer 
Inkrafttretung deren mehrheit-
licher Zustimmung. Ein Vertrag 
ist eine Vereinbarung zwischen 
Regierungen, unter Umständen 
sanktioniert durch deren Parla-
mente. Die Verfassung ist die ein-
zige Quelle legitimer politischer 
Macht. Eine Verfassung ist das 
Grundbuch der Demokratie.

Die Unterscheidung zwischen Ver-
trag und Verfassung ist für die 
Demokratie entscheidend. Diese 
Differenz ist vor allem im deutsch-
sprachigen Raum immer wieder ver-
wischt worden. Schätzte man doch 
die positive Konnotation des Ver-
fassungsbegriffs, wollte aber die 
damit verknüpfte Demokratieidee 
doch nicht realisieren und verne-
belte diesen fehlenden Willen mit 
einer irreführenden Begriffsfusion 
„Verfassungsvertrag“. Begünstigt 

wird die Diffusion des Verfassungs-
begriffs auch durch die Mehrfach-
bedeutung des Begriffs Verfassung 
in der deutschen Sprache. So ist die 
EU heute in einer schlechten Verfas-
sung; ganz abgesehen von der Frage, 
ob ihr „Grundvertrag“ ein Vertrag 
oder eine Verfassung ist.

6. Der europäische „Verfassungs-
Vertrag“ (Produkt des Konvents/
Regierungskonferenz von 2004 und 
va. in den F- und NL-„Referenden“ 
von 2005 gescheitert und 2007/09 
vom „Lissabonner-Vertrag“ abge-
löst) ist eine bewusste oder unbe-
wusste Verschleierung einer für 
die Demokratie grundlegenden 
Differenz, eine politische Nebel-
petarde, ein rhetorischer Euphe-
mismus oder schlicht eine Lern- 
und Emanzipationsbehinderung.

7. Die Europäische Union ist heute 
ein (doppelt) exekutiv dominier-
ter autonomer transnationaler 
„Rechtsraum“ mit bloß indirek-
ter demokratischer Legitimation, 
eine „herrschaftsintensive“ (F. 
Schorkopf) Frucht „negativer 
Integration“, eine „transnationale 
autonome Marktordnung“ weit-
ausgreifend in manche policies 
mit schwacher demokratischer 
polity, ohne eigentliche „Verfas-
sung“ in einer aus demokratischer 
Sicht schlechten Verfassung, mit 
schwachen zusätzlichen Integra-
tionskapazitäten (!).

Die politische Macht der Sprache ist 
in diesem Zusammenhang auch in 
einer anderen Hinsicht enorm. Ich 
denke vor allem an die Unmöglich-
keit, auf englisch den für uns zentra-
len Begriff des Föderalismus gebrau-
chen zu können. Denn wir wollen 
einen föderalistischen europäi-
schen Bundesstaat, keinen zentra-
listischen. Doch auf Englisch ist der 
Föderliasmusbegriff von der ameri-
kanischen Geschichte geprägt und 
besetzt. In der US-Geschichte waren 
die Federalists aber eher die Zent-
ralisten; diejenigen die ein starkes 
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Washington wollten zulasten der 
US-Bundessaaten. Die im europäi-
schen Sinn „Föderalisten“ hießen in 
der amerikanischen Integrationsbe-
wegung „Anti-Federalists“; sie woll-
ten starke Gliedstaaten und (wie in 
der Schweiz von 1848) einen rela-
tiv schwachen Zentralstaat. Dieses 
englisch-amerikanische Wortver-
ständnis prägt neben der britischen 
auch die skandinavische und nieder-
ländsiche F-Diskussion, was für die 
Verständlichmachung eines nicht 
zentralistischen, dezentralen euro-
päischen Bundesstaates, aus dem 
eben kein „Superstaat“ werden kann, 
verheerend ist.

8. Im Frühjahr 2022 verlangten 
sowohl der 800köpfige „Europäi-
sche Bürger:innen-Rat“ als auch 
das Europäische Parlament (EP) 
und sogar die EU-Kommission die 
Einberufung eines neuen Verfas-
sungs-Konvents zur Reform des 
Lissabonner Vertrages – doch der 
Europäische Rat, beziehungsweise 
der Rat der Außenminister:innen 
klemmte das große Vorhaben ab, 
beinahe ohne Wahrnehmung der 
europäischen Öffentlichkeit. Die 
Reform der EU fiel wohl auch 
Putins Angriffskrieg gegen die 
Ukraine zum Opfer. Im Herbst 
2023 nahm das EP diesen Ball 
wieder auf. Es beschloss einen 
„Reformfahrplan für die EU“ und 
„brachte erstmals EU-Vertragsän-
derungen auf den Weg“ (so MEP 
Daniel Feund/Dok 2022/2051) – 
wiederum fast inkognito, ohne 
europäische (Bürger:innen)
Öffentlichkeit.

9. Der europäische Verfassungsge-
bungsprozess soll eine alterna-
tive Perspektive eröffnen zum 
– aus demokratischer Sicht – 
deprimierenden „ordoliberalen“ 
Status quo: „In der Europäischen 
Union ist der Raum des demo-
kratisch Gestaltbaren durch die 
Konstitutionalisierung einer 
Marktverfassung (...) weitgehend 
eingeschränkt worden.“ (Veith 

Selk, Demokratiedämmerung, 
stw, 2023).

10.Ein demokratisches, föderalis-
tisch verfasstes Europa war bis-
her noch nie Gegenstand/Projekt 
einer europäischen, demokrati-
schen Bürgerinnen- und Bürger-
Bewegung. Vielleicht sollte es 
dies aber endlich einmal werden; 
wir wollen einen demokratischen 
europäischen Bundesstaat mit 
Direkter Demokratie. Denn mehr 
Demokratie wurde in Friedenszei-
ten noch nie möglich ohne entspre-
chende Bürger:innen-Bewegung, 
ohne „Druck von unten“. Ein Ziel 
für ganz Europa: Die Gründung 
kommunaler demokratischer 
Europa-Clubs in allen Gemeinden/
Regionen des Kontinents.

11.Europa braucht die Demokra-
tie genauso wie die Demokra-
tie Europa braucht. Ohne trans-
nationale Dimension werden die 
nationalen Demokratien immer 
schwächer, die Freiheitspotentiale 
für die Bürger:innen nehmen ab. 
Ohne mehr Demokratie und ohne 
direkte demokratische Legitima-
tion bleibt Europa zu schwach. 
Nationalistische Ressentiments 
können vor allem durch die Demo-
kratisierung des Inter-/Transnati-
onalismus‘ überwunden werden.

12.Unser Projekt führt über die 
transnationale europäische Ebene 
zu einer Rekonstruktion und 
einer Erneuerung der Demokra-
tie, ebenso zu einer Europäisie-
rung Europas, einer Erneuerung 
Europas und seiner Neufindung.
Und damit zu mehr Freiheit und 
mehr Bürgerinnen- und Bürger-
macht und weniger Nationalismus 
und Populismus.

Zwei Handlungsperspektiven 
erwachsen aus 
diesem Diskurs: 
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Im Hinblick auf die kommenden 
Europawahlen sollten wir nur Par-
teien und Kandidat:innen wäh-
len, die bereit sind, die Europä-
ische Union umzubauen und in 
einen europäischen Verfassungs-
prozess einzusteigen. Diese Bedin-
gung gilt übrigens auch bei nationa-
len Wahlen, denn dieses Vorhaben 
wird erst dann möglich, wenn auch 
der europäische Rat der nationa-
len Ministerpräsident:innen sei-
nen Widerstand gegen den Einstieg 
in den europäischen Verfassungs-
prozess aufgibt; diese nationalen 
Minister:innen sind ja Produkte 
nationaler Wahlen, deshalb müssen 
andere nationale Wahlergebnisse zu 

anderen Minister:innen führen, die 
sich nicht länger einer europäischen 
Verfassung widersetzen.

Anderseits gilt es, in allen Regionen 
und größeren Städten „Demokratie- 
und Europa-Clubs“ einzurichten, in 
denen die Bürgerinnen und Bürger 
ihre Einsichten in die Zusammen-
hänge zwischen der Demokratisie-
rung der Demokratie und deren 
Europäisierung stärken und festigen 
und dort die Kraft finden, eine euro-
päische Demokratiebewegung auf-
zubauen, ohne die wir eine europäi-
sche Demokratie und die Verfassung 
eines europäischen Bundesstaates 
nicht werden bauen können. ▄

Dr. hc. Andreas Gross, lic.es.sc.
pol.; Historiker und Politikwis-
senschafter; 24 Jahre Natio-
nalrat, Fraktionspräsident soz/
grüne im Europarat der Euro-
päischen Union, 1948-2007.
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Andreas Gross plädiert in seinem Vortrag am 15.11.2023 dafür, in allen Regionen „Demokratie- und 
Europa-Clubs“ einzurichten, in denen die Bürger:innen ihre Einsichten in die Zusammenhänge zwi-
schen der Demokratisierung der Demokratie und deren Europäisierung stärken und festigen. 


